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 Mit der Genehmigung ei-
ner Übergangsvereinbarung 
und der finanziellen Voraus-
setzungen gab der Gretzen-
bacher Gemeinderat grünes 
Licht für die regionale Zivil-
schutzorganisation. Eine 
Baubeschwerde und Wahlen 
bildeten weitere Themen der 
Ratssitzung. 

! Regionaler Führungsstab mit Ge-
meindepräsidien, Kommandant Feu-
erwehr, Delegierte technische Wer-
ke, Chef ZSO. 
 Der Kostenverteiler basiert auf 
den Einwohnerzahlen. Für die ge-
meindeeigenen Zivilschutzanlagen 
bleiben weiterhin die Gemeinden 
auch direkt verantwortlich. Die Ver-
einbarung ist auf drei Jahre befristet, 
kann aber jeweils um ein Jahr ver-
längert werden. 

Garage: Umnutzungsbegehren für Schlosserei abgelehnt.    FOTO: HANS BEER

 
Zivilschutzregion Schönen-
werd auf 2003 startbereit 
 Die Gemeindeversammlung vom 
Dezember 2001 hatte der Zusam-
menlegung der Zivilschutzorganisa-
tionen Däniken, Schönenwerd, Ep-
penberg-Wöschnau und Gretzenbach 
zugestimmt. Im Moment fehlen noch 
klare gesetzliche Grundlagen von 
Bund und Kanton für solche regiona-
le Organisationen. Sobald sie vorlie-
gen, soll eine definitive Zusammen-
arbeitsvereinbarung den Gemeinde-
versammlungen unterbreitet werden.
 Die vier Gemeinden waren sich 
aber einig, trotzdem schon auf den 1. 
Januar 2003 ihre Zivilschutzorgani-
sationen zusammenzulegen. Erste 
gemeinsame Übungen und ein Hilfs-
einsatz im Wallis waren erfolgreich 
verlaufen. Eine Arbeitsgruppe erar-
beitete Vorschläge zur Organisation 
der Zusammenarbeit. Sie wurden 
dann unter Einbezug der Gemeinde-
präsidenten und Finanzverwalter 
überarbeitet und den Gemeinderäten 
vorgelegt. 
 
Übergangsvereinbarung 
 Die provisorische Übergangsver-
einbarung legt vor allem folgende 
Organe fest:  
! Regionale Zivilschutzkommission 
als politischer Teil der Zivilschutz-
region. Sie wird zu Handen der Ge-
meinderäte das Budget und ähnliches 
vorbereiten. 
! Regionaler Zivilschutzstab als 
weiterer Teil der Organisation. Er 
regelt die technischen Aspekte und 
den praktischen Einsatz. 

 
Finanzielles und Wahlen 
 Die Entschädigung der Funktio-
näre hatte vorgängig viel zu diskutie-
ren gegeben. Die Gemeindepräsidien 
konnten sich mit den Vorschlägen 
der Arbeitsgruppe nicht einverstan-
den erklären. Einige Ansätze schie-
nen im Quervergleich zu anderen 
Funktionen (insbesondere Feuer-
wehr) nicht vertretbar. Der vorlie-
genden Kompromisslösung wie auch 
dem Budget 2003 konnte der Ge-
meinderat nun einhellig zustimmen. 
 Als Gretzenbacher Delegierten 
wählte der Rat Jörg Friker in die 
regionale Zivilschutzkommission. 
Weiter bestätigte der Rat folgende 
Chargen: Roger Voney, Däniken, als 
Zivilschutzkommandant; Daniel 
Bruder, Gretzenbach, als Komman-

dant-Stellvertreter (Kdt-Stv) I; Gian-
pietro Gaio, Schönenwerd, als Kdt-
Stv II; Rolf Keller, Schönenwerd, als 
Kdt Stv III; Urs Bangeter, Däniken, 
als nebenamtlicher Zivilschutzstel-
lenleiter; Marcel Küenzi, Däniken, 
Stephan Meyer, Gretzenbach, und 
Hanspeter Wunderlin, Schönenwerd, 
als Materialwarte. 
 
Gemeindefunktionen aufgeho-
ben 
 Die regionale Organisation er-
setzt natürlich die bisherigen Ge-
meindefunktionen. Der Gemeinderat 
beschloss deshalb die Aufhebung 
bzw. Sistierung per 31.12.2002 von: 
Stab Leitung ZSO (Zivilschutzkom-
mission); Chef ZSO, Stv Chef ZSO, 
Aktuariat, Materialverwaltung. 
 
Wohnzone: Keine Schlosserei  
 Seit Jahren wird in einer Garage 
eine kleine Schlosserei betrieben. 
Dies gemäss eigenen Angaben des 
Inhabers allerdings nicht vollzeitlich 
und ohne bisher zu Beanstandungen 
Anlass gegeben zu haben. Er stellte 
nun bei der Baukommission ein 
Baugesuch zur Umnutzung der Dop-
pelgarage in eine Schlosserei. 
Gleichzeitig wollte er das Vordach 
der Garage erweitern. 
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 Während der Auflagefrist des 
Baugesuches ging eine Einsprache 
ein. Die Baukommission lehnte in 
der Folge die Umnutzung der Garage 
als Schlosserei und die damit ver-
bundene Vordacherweiterung als 
nicht zonenverträglich ab. 
 Gegen diesen Entscheid erhob 
der Betriebsinhaber Beschwerde 
beim Gemeinderat mit dem Antrag, 
es seien Umnutzung und Vordach-
erweiterung zu bewilligen. Der Be-
schwerdeführer begründete sein 
Begehren unter anderem wie folgt: 
Sein Gewerbe sei nicht störend, es 
habe bisher keine Reklamationen 
gegeben, die Schlosserei werde nur 
in Teilzeit bis zu seiner Pensionie-
rung betrieben und im übrigen habe 
er vor Jahren an der gleichen Strasse 
in einer anderen Liegenschaft eine 
Schlosserei betreiben dürfen. Aller-
dings lehnte es der Beschwerdefüh-
rer nach Bedenkzeit ab, sich zur 
Einschränkung der Tätigkeit auf eine 
Art persönlichen Hobbybetrieb zu 
verpflichten und insbesondere auch 
auf Werbung als Gewerbebetrieb zu 
verzichten. 
 Der Gemeinderat stellte fest, dass 
eine Schlosserei in der Wohnzone 
sowohl nach bisherigem wie auch 
nach neuem Zonenreglement nicht 
zonenkonform sei. Sie könne nicht 
als „nichtstörender Gewerbe- oder 
Dienstleistungsbetrieb“ betrachtet 
werden. Er schützte deshalb den 
Entscheid der Baukommission und 
wies die Beschwerde ab. 
 

Kein Solidaritätsabzug beim 
Lehrergehalt 
 Im Kanton laufen Verhandlungen 
für einen Gesamtarbeitsvertrag. Der 
Kantonsrat beschloss (gestützt auf 
das Gesetz über das Staatspersonal) 
die Erhebung eines Solidaritätsbei-
trages von 5 Franken pro Monat. 
Dieser Abzug war im Kantonsrat 
nicht umstritten gewesen, wohl aber 
die Überwälzung der Aufgabe auf 
die Gemeinden. Lehrer der Volks-
schule sind Angestellte der Gemein-
den und fallen nicht unter das 
Staatspersonalgesetz. Der Gemeinde 
fehlt also die Rechtsbasis für einen 
solchen Abzug.  
 Trotzdem wiesen das kantonale 
Personalamt und das Amt für Volk-
schule und Kindergarten die Ge-
meinden an, bei ihren Lehrpersonen 
diesen Gehaltsabzug vorzunehmen. 
Dabei hätten die Gemeinden zur 
Koordination sogar noch abklären 
sollen, welche Lehrpersonen mit 
welchem Pensum in welchen Orten 
unterrichteten (obwohl das Departe-
ment diese Pensenübersicht besitzt). 
 Der Gemeinderat folgte den 
Überlegungen der Finanzverwaltung 
und beschloss, bei den Lehrkräften 
und Kindergärtnerinnen keine Ge-
haltsabzüge für den Solidaritätsbei-
trag vorzunehmen.  
 
In Kürze 
! Die Jugendkommissionen der 
Gemeinden Niedergösgen, Schö-
nenwerd und Gretzenbach hatten 
einen Betrag ins Budget aufgenom-
men, um zusammen mit einer exter-

nen Beratung ein Projekt für eine 
gemeinsame Jugendarbeit auszuar-
beiten. Auf Vorschlag der Kommis-
sion Jugend-Projekt wählte der Ge-
meinderat als Gretzenbacher Vertre-
tung Daniel Cartier und Sabine 
Strauss in die entsprechende Ar-
beitsgruppe. 
! Eveline Rösti hat per Ende 2002 
als Mitglied der Schulkommission 
demissioniert. Der Rat genehmigte 
die Demission und wählte auf Vor-
schlag der Freien Liste Urs Schenker 
als Nachfolger. 
! Stefan Hertner zieht aus der Ge-
meinde weg und demissioniert aus 
diesem Grund als Ersatzmitglied des 
Wahlbüros. Der Rat genehmigte 
auch diese Demission. 
! Das Arbeitsamt meldet per 31. 
Oktober 2002 (30. September 2002) 
total 48 (40) Arbeitslose. Davon sind 
21 (17) Frauen und 27 (23) Männer. 
Im gleichen Zeitpunkt des Vorjahres 
waren 28 arbeitslose Personen zu 
verzeichnen. Die Zahl der Arbeitslo-
sen nimmt weiterhin zu, darunter 
sogar vermehrt auch gut qualifizier-
tes Personal. 
! Die Gemeindeverwaltung bleibt 
vom 23.12.2002 bis und mit 
31.1.2002 geschlossen. Sie über-
nimmt damit die Regelung des Kan-
tons und der Gretzenbacher Schulen. 
Die ausfallende Arbeitzeit wird 
durch Ferien oder Überzeit kompen-
siert, ein Notfalldienst für Todesfälle 
ist gewährleistet. 
 

BE
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